
BodenschŠtze

Gutachten zeigen
Risiken der
Gasfšrderung auf

und wurde vom folgenden Protest-
sturm kalt erwischt. KlŸger haben
sich andere Gesellschaften verhal-
ten, etwa die Stadtwerke Hamm,
die Bohrrechte in der Grš§enord-
nung von 319 Quadratkilometern
rund um Hamm haben. Die
HammGas habe noch keine PlŠne
fŸr Probebohrungen; zudem setze
man auf enge BŸrgerbeteiligung,
hei§t es.

Exxon hat inzwischen einen so-
genannten unabhŠngigen Exper-
tenkreis bestehend aus Toxikolo-
gen, Geologen und Biologen einge-
richtet. Acht Fachleute sollen so
umfassend wie noch nie zuvor die
Chancen und Risiken der Erdgas-
suche eršrtern Ð finanziert mit ei-
nem Etat von einer Million Euro
aus der Firmenkasse des Energie-
konzerns. BŸrgerinitiativen sehen
in dem Kreis nichts weiter als ein
Feigenblatt Ð was Exxon und auch
die Experten natŸrlich weit von
sich weisen.

Parallel dazu wird der grŸne
NRW-Umweltminister Johannes
Remmel im Juli ein Gutachten zur
UmweltvertrŠglichkeit der Erd-
gassuche vergeben. ãProbeboh-
rungen werden erst genehmigt,
wenn Ergebnisse dieses Gutach-
tens vorliegenÒ, bestŠtigt das zu-
stŠndige Wirtschaftsministerium.

Werden die Gutachter der Lan-
desregierung Erkenntnisse der
Exxon-Experten berŸcksichti-
gen? ãDas kann ich mir nicht vor-
stellenÒ, erklŠrt ein Sprecher des
Umweltministeriums auf ãGlo-
ckeÒ-Anfrage.

Von unserem Redaktionsmitglied
BERND EVERS

Drensteinfurt/DŸsseldorf
(gl). Still ist es geworden rund um
das Thema Erdgassuche in NRW.
Die Landesregierung hat sich fŸr
einen Aufschub ausgesprochen.
Bis zur KlŠrung durch ein Gutach-
ten Ð wohl Ende des Jahres Ð wird
es keine Genehmigung fŸr Probe-
bohrungen geben. Doch hinter den
Kulissen gŠrt das Thema weiter.

Zehn BŸrgerinitiativen trom-
meln in NRW inzwischen gegen
die Erdgasfšrderung. ãWir vernet-
zen uns immer weiterÒ, erklŠrt
Stefan Henrichs, Sprecher der In-
teressengemeinschaft gegen Gas-
bohren aus Drensteinfurt. Auf in-
ternationale Ebene suche man
Gleichgesinnte: In Frankreich sei
die Erdgassuche mit dem umstrit-
tenen Fracking-Verfahren verbo-
ten worden. In Polen dagegen wer-
de die neuartige Energiegewin-
nung positiv gesehen.

Auf lokaler Ebene werde es wei-
ter Informationsveranstaltungen
geben. ãWir wollen das Thema
nicht einschlafen lassenÒ, betont
Henrichs.

Die an der Erdgassuche betei-
ligten Energiekonzerne wŸnschen
sich dagegen wohl nichts lieber als
ein Abflauen der hei§en Diskussi-
on. Beispiel Exxon: Der US-ame-
rikanische Energiemulti war im
Herbst 2010 mit einem Antrag auf
eine Probebohrung in Nordwalde
(Kreis Steinfurt) vorgeprescht Ð

ãBergrecht muss geŠndert werdenÒ
Wasser ist in hohem Ma§ gefŠhr-
detÒ, sagte der Manager. Er
spricht sich insbesondere gegen
die Technik des Frackings aus:
ãDas ist nicht umweltvertrŠg-
lichÒ, sagte Scholle.

Der Gelsenwasser-Chef fordert
zudem eine klare Positionierung
der Politik: ãDer Landtag ist ge-
fordert.Ò In Baden-WŸrttemberg
etwa habe die Politik das Fra-
cking untersagt.

Scholle in einem Interview. Die
aktuelle Gesetzgebung stamme
aus dem vergangenen Jahrhun-
dert und berŸcksichtige nicht den
aktuellen Stand der Technik. Nš-
tig sei eine gesetzlich zwingend
vorgeschriebene UmweltvertrŠg-
lichkeitsprŸfung.

Scholle fŸrchtet Ð wie auch alle
anderen Bohrungsgegner Ð die
Verschmutzung des Trinkwassers
durch die Gasbohrungen. ãUnser

Gelsenkirchen  (gl). Nicht nur
der BŸrgerwille richtet sich gegen
mšgliche Bohrungen nach Erd-
gas. Mit zu den proÞliertesten
Stimmen gegen die neuartige
Energiegewinnung gehšrt
Dr. Manfred Scholle, Vorstands-
vorsitzender der Gelsenwasser
AG, einem der grš§ten Trinkwas-
ser-Unternehmen Deutschlands.

ãIch verlange die gesetzliche
€nderung des BergrechtsÒ, sagte

GoldgrŠberstimmung in der Region:  Energiekonzerne suchen in Nordrhein-Westfalen nach Erdgas. Bis ein
Gutachten der Landesregierung die UmweltvertrŠglichkeit bestŠtigt hat, wird es keine Genehmigungen fŸr
Probebohrungen geben. GraÞk: Martsch
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Kernbohrung Borkenwirthe
Probebohrung geplant

Kernbohrung Drensteinfurt
Probebohrung geplant

Kernbohrung Bad Laer
Probebohrung 2010 durchgef!hrt

Kernbohrung Osnabr!ck Holte
Probebohrung seit Oktober 2008

Kernbohrung Nordwalde
Probebohrung beantragt 

Versorger teilen
NRW unter sich auf

Kreis GŸtersloh/Kreis Waren-
dorf  (be). Insgesamt 20 Gebiete
sind in NRW fŸr mšgliche Gas-
bohrungen abgesteckt: Knapp
18 000 Quadratkilometer und da-
mit fast die HŠlfte des Landes
umfasst die FlŠche, die 2005 von
der schwarz-gelben Regierung an
interessierte Unternehmen ver-
teilt wurden. Das grš§te Gebiet Ð
Nordrhein-Westfalen Nord Ð mit
einer FlŠche von 6600 Quadratki-
lometern hat sich Exxon gesi-
chert. Es reicht von Borken bis
Hšxter und umfasst fast unter
anderem den gesamten Kreis Wa-
rendorf und Teile des Kreises GŸ-
tersloh. Ein Konsortium rund um
die Stadtwerke Hamm besitzt
Rechte an vier Feldern, darunter
auch das Gebiet Hellweg (84 Qua-
dratkilometer gro§), das fast ganz
Ahlen und einen Teil Drenstein-
furts abdeckt.

Fracking

Stichwort

Das Erdgas beÞndet sich in
NRW nicht in gro§en Kammern,
sondern es ist tief unter der Erd-
oberßŠche in Ton-, Sandstein-,
Schiefer- oder Flšzschichten ge-
bunden. Um das Gas aus dem Ge-
stein zu lšsen, wird unter hohem
Druck eine Mischung aus Wasser,
Sand und Chemikalien in das
Bohrloch gepresst. Mit Hilfe des
umstrittenen Frackings (vom eng-
lischen to fracture, ãaufbrechenÒ)
werden Risse im Gestein erzeugt,
durch die das Gas abgesaugt wer-
den kann. Kritiker fŸrchten, dass
die verwendeten Chemikalien in
das Grundwasser gelangen kšnn-
ten. (be)

Deutschland  steckt nach einer gestern vorgestellten Untersuchung im
europŠischen Vergleich zu wenig Geld in sein Schienennetz.

BilÞnger-Berger

Koch kauft zum
Amtsantritt Aktien

Mannheim  (dpa). Der neue
BilÞnger-Berger-Chef Roland
Koch (Bild) hat zu seinem
Amtsantritt am vergangenen
Freitag die
ersten Aktien
des MDax-
Konzerns ge-
kauft. Wie aus
einer am Mon-
tag verbreite-
ten Pßicht-
mitteilung
hervorgeht,
kaufte der ehemalige hessische
MinisterprŠsident 730 BilÞn-
ger-Aktien zum Preis von je
68,27 Euro und damit fŸr ins-
gesamt knapp 50 000 Euro.
Koch hatte am Freitag die Lei-
tung des Konzerns von seinem
VorgŠnger Herbert Bodner
Ÿbernommen.

LŠndervergleich

Zu wenig in Bahnnetz investiert
Berlin  (dapd). Deutschland

steckt im europŠischen Vergleich
zu wenig Geld in sein Schienen-
netz. Es investierte 2010 pro BŸr-
ger 53 Euro in die Bahn-Infra-
struktur, wie aus einer gestern
veršffentlichten Aufstellung der
BeraterÞrma SCI Verkehr und des
Lobbyverbands Allianz pro
Schiene hervorgeht.

An der Spitze der Investoren
liegt die Schweiz mit 308 Euro
pro BŸrger, gefolgt von …sterreich
mit 230 Euro. Die beiden Alpen-
lŠnder stecken seit Jahren hšhere
Summen in ihre Schienennetze

als in ihre Stra§eninfrastruktur.
Dazu gehšrt allerdings auch der
Hinweis, dass Schieneninvestitio-
nen aufgrund der geograÞschen
Gegebenheiten in den Alpen per
se teurer sind als im Flachland.
Gro§britannien (125 Euro pro
BŸrger), Spanien (114), Italien
(99) und Frankreich (90) liegen
ebenfalls deutlich hšher als
Deutschland.

Der GeschŠftsfŸhrer der Alli-
anz pro Schiene, Dirk Flege, warf
der Bundesregierung vor, seit
Jahren ãum ein Vielfaches mehr
Geld in die Stra§e als in die

SchieneÒ zu investieren. Er for-
derte eine schnelle Aufstockung
der staatlichen Mittel auf fŸnf
Milliarden Euro jŠhrlich fŸr das
deutsche Schienennetz. Zurzeit
sind es 4,5 Milliarden Euro.

ãGemessen an seiner Wirt-
schaftskraft verliert Deutschland
den Anschluss innerhalb seiner
LigaÒ, sagte auch Lars Neumann
von der BeraterÞrma SCI Verkehr.
Seinen Angaben zufolge erreicht
das Investitionsvolumen des Bun-
des in die Schiene nur 81 Prozent
dessen, was in die Stra§e gesteckt
wird.

Tag der Ausbildungschance

Betriebe stellen 1000 Jugendlichen Lehrstellen vor
keinen Ausbildungsplatz gefun-
den hatten.

ãDas Konzept ist voll aufge-
gangen. In Speed-Datings haben
viele Bewerber erste Kontakte zur
Besetzung offener Ausbildungs-
stellen aufgenommenÒ, sagte
IHK-GeschŠftsfŸhrer Swen Bin-
ner. Er lobte die ãunkomplizierte
Zusammenarbeit aller PartnerÒ.

lichen eingeladen, um ihnen die
fŸr 2011 noch offenen Ausbil-
dungsstellen anzubieten.

GegenwŠrtig sind neben den
600 prŠsentierten Stellen noch
weitere 1800 offene Ausbildungs-
stellen bei den ostwestfŠlischen
Agenturen fŸr Arbeit registriert.
Eingeladen waren alle Bewerber,
die fŸr das laufende Jahr noch

Handwerk mehr als 600 offene
Ausbildungsstellen prŠsentiert.

Dies haben die Veranstalter, die
Agenturen fŸr Arbeit, die Hand-
werkskammer Ostwestfalen-Lip-
pe zu Bielefeld, die Industrie- und
Handelskammer Ostwestfalen zu
Bielefeld, die BildungsbŸros und
SchulŠmter sowie die Jobcenter
errechnet. Sie hatten die Jugend-

Bielefeld  (gl). Die Organisato-
ren des ersten ostwestfŠlischen
ãTags der AusbildungschanceÒ
ziehen eine durchweg positive Bi-
lanz: Zu den ãSpeed-DatingsÒ in
den fŸnf Kreisen und der Stadt
Bielefeld kamen 1000 Jugendli-
che. Ihnen wurden von 110 Unter-
nehmensvertretern aus Industrie,
Handel, Dienstleistungen und

Bis zu 120 Milliarden Euro  umfasst das zweite Rettungspaket fŸr Grie-
chenland. Aus dem ersten Rettungspaket von IWF und EurolŠndern
hat das Krisenland bereits 65 Milliarden Euro abgerufen.
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/')@4 ãKeine Alternative
zur KernenergieÒ

Zu dem Bericht ãBundestag
billigt Atomausstieg mit gro-
§er MehrheitÒ in der ãGlo-
ckeÒ vom 1. Juli schreibt
Hans Deppe aus GŸtersloh:

ãUnser Atomausstieg be-
trifft nur die friedliche Nut-
zung. Das ist in Wahrheit ein
Ausstieg von Frieden und Nut-
zen. Wie jeder wei§, sind unse-
re VorrŠte an Erdgas und Erdšl
bald erschšpft. Wind- und
Sonnenenergie sind Schmarot-
zer. Sie benštigen ein leis-
tungsfŠhiges Netz, welches die
wetterbedingten Schwankun-
gen kompensiert und regelt.
Schon jetzt werden dabei
Grenzen erreicht. Wird diese
Basis aber weiter verringert,
dann lŠsst sich eine geregelte
Stromversorgung nicht mehr
gewŠhrleisten. Wenn die Ener-
giewende scheitern sollte Ð was
ich glaube Ð und der Leidens-
druck in der Energieversor-
gung die Schmerzgrenze Ÿber-
schreitet, dann wird man er-
kennen, dass es zur Kernener-
gie keine Alternative gibt.Ò

Leserbriefe sind keine Mei-
nungsŠu§erung der Redaktion.
Wir behalten uns vor, Zuschrif-
ten abzulehnen. Je kŸrzer Sie
sich fassen, umso grš§er ist die
Abdruckchance. Bitte Ÿber-
schreiten Sie die Zahl von 1500
Zeichen nicht. Ihre Zusendung
erreicht uns am schnellsten als
E-Mail. Geben Sie bitte Name,
Adresse und Telefonnummer an.

Leserbrief

Griechenland-Rettung

Banken-Beteiligung
bleibt Zankapfel

weil dann auch Kreditausfallver-
sicherungen (CDS) in unbekann-
ter Hšhe fŠllig wŸrden.

Die Kommission pocht aller-
dings auf baldige Vereinbarungen
fŸr ein neues Hilfspaket. Das
nŠchste regulŠre Treffen der Eu-
ro-Finanzminister am 11. Juli
mŸsse konkrete Ergebnisse dazu
bringen, sagte ein Sprecher von
EU-WŠhrungskommissar Olli
Rehn.

Derweil muss sich das krisen-
geschŸttelte Griechenland nach
der Verabschiedung eines drasti-
schen Sparprogramms auf weite-
re EinschrŠnkungen einstellen.
Griechischen Medienberichten
vom Montag zufolge hei§t es in ei-
nem Memorandum der EU-Kom-
mission, Athen solle bis Mitte Au-
gust ein Programm zur Schlie-
§ung mehrerer staatlicher Versor-
gungsunternehmen vorlegen. In
anderen Staatsbetrieben sollten
die Mitarbeiterzahlen reduziert
und die GehŠlter den Lšhnen in
der Privatwirtschaft angeglichen
werden. Kommentar

London/Athen/BrŸssel  (dpa).
Die Verhandlungen Ÿber eine Be-
teiligung der Banken an dem
nŠchsten Griechenland-Hilfspa-
ket werden weiter von Stšrfeuern
aus dem Kreis der mŠchtigen Ra-
tingagenturen Ÿberschattet. Die
Agentur Standard & PoorÕs (S&P)
warnte gestern davor, dass ausge-
wŠhlte griechische Anleihen mit
dem Urteil ãZahlungsausfallÒ
(ãselective defaultÒ) versehen
wŸrden, sollte es zu dem von
franzšsischen Banken entwickel-
ten ãPariser ModellÒ kommen.

ãNach unserer Ansicht fŸhrt
jede der beiden Finanzierungsop-
tionen, die im Vorschlag der Fede-
ration Bancaire Francaise (FBF)
beschrieben sind, nach unseren
Kriterien wahrscheinlich zu ei-
nem ZahlungsausfallÒ, hei§t es in
der Mitteilung von S&P. Weder
die EU-Kommission in BrŸssel
noch die Bundesregierung woll-
ten dazu gestern einen Kommen-
tar abgeben. Ein ãZahlungsaus-
fallÒ gilt als schwer kalkulierba-
res Risiko fŸr das Finanzsystem,

Konjunktur

Autoindustrie fŠhrt
auf Rekorde zu

Berlin  (dpa). Trotz hoher
Benzinpreise ist die Kaußaune
der Autofahrer in Deutschland
ungetrŸbt. Der Verband der
Automobilindustrie (VDA) er-
wartet fŸr die Produktion und
den Export von Personenwa-
gen Rekordzahlen in diesem
Jahr. Er bekrŠftigte zugleich
seine Prognose von mehr als
3,1 Millionen Pkw-Neuzulas-
sungen im Inland in diesem
Jahr. ã3,3 Millionen halte ich
fŸr ŸbertriebenÒ, prŠzisierte
VDA-PrŠsident Matthias Wiss-
mann gestern in Berlin. Im ers-
ten Halbjahr wurden 1,62 Mil-
lionen Autos in Deutschland
abgesetzt, 10,5 Prozent mehr
als im Vorjahreszeitraum.

Elektronik

Medion begrŸ§t
Angebot aus China

Essen (dpa). Vorstand und
Aufsichtsrat des Essener Aldi-
Lieferanten Medion haben den
AktionŠren eine Annahme der
†bernahme-Offerte des chine-
sischen PC-Spezialisten Leno-
vo empfohlen. Das den Aktio-
nŠre vorgelegte Angebot sei
ãfair und angemessenÒ, hei§t
es in der gestern in Essen ver-
šffentlichten Stellungnahme
des Elektronikunternehmens.
Lenovo hatte in einem am ver-
gangenen Dienstag vorgeleg-
ten Angebot den AktionŠren
13 Euro je Aktie in bar gebo-
ten. Das Angebot lŠuft bis zum
1. August.
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